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Entwurf

Vorlage fur die Sitzung des Senats am

Entwurf eines Gesetzes zur Anderung des Landespflegegeldgesetzes und zur Aufhe-
bung der Verordnung Uber die Regelséatze in der Sozialhilfe

A. Problem
1. Anderung des Landespflegegeldgesetzes

Das Landespflegegeldgesetz, das zuletzt durch Artikel 9 des Gesetzes vom 18. Dezember
2003 (Brem. GBI. S. 413; 2004 S. 18) geandert worden ist, ist redaktionell anzupassen an
die ab 01.01.2005 erfolgten Veranderungen des Sozialhilferechts und Regelungen des Pfle-
geversicherungsrechts. Die Anderungen umfassen auch die Neufestlegung der zustandigen
Fachgerichtsbarkeit, sowie einige Einzelaspekte, insbesondere bezlglich der Dauer des
Leistungsbezuges in besonderen Situationen. Dartiber hinaus ist die Anpassung des Lan-
despflegegeldgesetzes an die Vorgaben der EU-Verordnung (EG) Nr. 883/2004 ,Koordinie-
rung der Systeme der sozialen Sicherheit* erforderlich.

Ein Pflegegeld nach dem Landespflegegeldgesetz erhalten blinde und schwerstbehinderte
Menschen mit gew6hnlichem Aufenthalt im Land Bremen zum Ausgleich der durch ihre Be-
hinderung bedingten Mehraufwendungen. Gleichartige Leistungen -insbesondere die Leis-
tungen der gesetzlichen Pflegeversicherung nach SGB XI- werden vollstdndig auf das Lan-
despflegegeld angerechnet. Ein Teil der Landespflegegeldbezieher erhalt zugleich Leistun-
gen der sozialen Pflegeversicherung gem. SGB Xl und/oder auch Blindenhilfe gem. § 72
SGB XIlI. Die Entwicklung der Zahl der Leistungsberechtigten und die Entwicklung der Aus-
gaben im Bereich des Landespflegegeldgesetzes verlief in den vergangenen Jahren insge-
samt leicht rticklaufig (siehe Anlage 1).

In allen Bundeslandern gelten vergleichbare Landesregelungen, die sich jeweils in der Hohe
des Leistungsbetrages unterscheiden (siehe Anlage 2).

2. Aufhebung der Verordnung uber die Regelsatze in der Sozialhilfe

Am 29.03.2011 ist das Gesetz zur Ermittlung von Regelbedarfen und zur Anderung des
Zweiten und Zwolften Buches Sozialgesetzbuch vom 24.03.2011 verdffentlicht worden (BGBI
| S 453). Es ist in wesentlichen Teilen zum 01.01.2011 riickwirkend in Kraft getreten. Mit die-
sem Gesetz wurde unter anderem die Festsetzung der Regelséatze der Sozialhilfe neu gere-
gelt. Danach gilt, dass, solange die Lander keine abweichende Neufestsetzung vornehmen,
die bundesgesetzlichen Regelungen fur die Festsetzung der Regelbedarfe gelten.

Der Senat hatte sich am 14.12.2010 mit der damals geplanten bundesweiten Regelung be-
fasst und unter anderem entschieden, dass im Vorgriff auf die anstehenden bundesgesetzli-
chen Regelungen zur Ermittlung der Regelbedarfe / zur Hohe der Regelsatze im Land Bre-
men die héheren Regelsatze ab 01.01.2011 gezahlt werden und dass die bremische Verord-
nung nach Abschluss des Gesetzgebungsverfahrens aufgehoben werden soll.



B.

LAsung

1. Anderung des Landespflegegeldgesetzes

Aufgrund der redaktionellen und inhaltlichen Uberpriifung des Landespflegegeldgesetzes
werden die folgenden Anderungen des Landespflegegeldgesetzes fiir erforderlich gehalten:

Das Landespflegegeldgesetz Gibernimmt in seinen Regelungen Definitionen und
Rechtsbegriffe aus dem Sozialhilferecht und verweist auf Regelungen im Sozialhilfe-
recht sowie im Pflegeversicherungsrecht.

Das Bundessozialhilfegesetz wurde zum 01.01.2005 durch das Zwdlfte Buch Sozialge-
setzbuch (SGB Xll) abgeldst, sozialhilferechtliche Rechtsbegriffe und Definitionen wur-
den verandert. Das Landespflegegeldgesetz bedarf daher einer Anpassung von Ver-
weisen und Rechtsbegriffen im Gesetzestext an die Rechtsvorschriften des SGB XII.
Ferner betreffen die Anpassungen auch Regelungen aus dem Elften Buch Sozialge-
setzbuch (SGB Xl).

Durch die inhaltliche Uberpriifung werden folgende Anderungen des Landespflege-

geldgesetz fir sachgerecht und vereinfachend gehalten:

- die Auszahlungsmodalitaten fir nicht ausgezahlten Pflegegeldes nach Tod des
pflegegeldberechtigten Menschen (8 7 Absatz 5 Landespflegegeldgesetz). Die Leis-
tung wird bis zum Ende des Sterbemonats gezahlt.

- das Entfallen der Drei-Monats-Frist bei Freiheitsentziehung (8 8 Nr. 2 Landespfle-
gegeldgesetz). Mit Beginn der Freiheitsentziehung entfallt der Anspruch auf Lan-
despflegegeld.

- das Entfallen der Regelung Uber das Versagen von Pflegegeld wegen nicht zweck-
entsprechender Verwendung (8 8 Nr. 3 Landespflegegeldgesetz). Die Verwendung
des gewahrten Pflegegeldes wird nicht tGberprift.

- das Entfallen der Regelung Uber die Versagung von Pflegegeld bei Weigerung, eine
angemessene, zumutbare Arbeit oder Tatigkeit auszuliben, weil das Pflegegeld oh-
ne Anrechnung von Einkommen und Vermdgen geleistet wird.

Fur Streitigkeiten nach dem Landespflegegeldgesetz ist bislang der Verwaltungsge-
richtsweg vorgesehen. Aufgrund der N&he der Regelungen und Leistungen des Lan-
despflegegeldgesetzes zur Sozialhilfe und zur gesetzlichen Pflegeversicherung soll
auch fur das Landespflegegeldgesetz kiinftig der Rechtsweg vor den Gerichten der
Sozialgerichtsbarkeit gegeben sein.

Die EU-Verordnung ,Koordinierung der Systeme der sozialen Sicherheit* (EG)
883/2004 ist zum 01. Mai 2010 in Kraft getreten. Sie regelt die Koordinierung der ein-
zelstaatlichen Systeme der sozialen Sicherheit und gilt fir Personen, die ihren Wohn-
sitz in einem der von der EU-Verordnung umfassten Staaten haben und in einem ande-
ren dieser Staaten beschaftigt sind oder eine selbstandige Tatigkeit austiben (zum Bei-
spiel sogenannte EU-Grenzganger).

Ziel ist es, die Gleichbehandlung von im Rahmen des EU-Rechts Beschéftigten im Be-
schéaftigungsstaat sicherzustellen und diesen die Leistungen nach den Rechtsvorschrif-
ten der sozialen Sicherheit des Beschaftigungsstaates zuganglich zu machen. Um dies
zu erm@glichen, werden mit der EU-Verordnung fir den betreffenden Personenkreis
die ,Wohnortklauseln* aufgehoben. Das heil3t, dass fiir diese Personen bei der Inan-
spruchnahme von Leistungen der sozialen Sicherheit das Erfordernis des Wohnsitzes
oder des gewohnlichen Aufenthaltes entfallt. Zu diesen Leistungen der sozialen Si-
cherheit zahlen auch die Blinden- und Pflegegeldgesetze der Lander. Mithin gilt far
Personen, die im Rahmen des EU-Rechts im Land Bremen beschaftigt sind und ihren
Wohnsitz in einem von der EU-Verordnung oder anderen EU-Rechtsakten umfassten
Staaten haben, sowie flir ihre Familienangehérigen und Hinterbliebenen, die An-
spruchsvoraussetzung im Bremischen Landespflegegeldgesetz auf den gewdhnlichen



Aufenthalt im Land Bremen nicht.

EU-Verordnungen entfalten unmittelbar geltendes Recht. Die direkte Anwendung der
EU-Verordnung (EG) 883/2004 ist im Land Bremen mit einer entsprechenden Verwal-
tungsanweisung sichergestellt. Dennoch hat der Europaische Gerichtshof in der Be-
schrankung auf den Wohnsitz oder den gewdhnlichen Aufenthalt in den Landesblin-
den- und Pflegegeldgesetzen eine Verpflichtungsverletzung Deutschlands festgestellt
(Aktenzeichen C-206/10, Urteil EUGH vom 05. Mai 2011). Die 16 Bundeslander sind
daher verpflichtet, ihre Blinden- und Pflegegeldgesetze entsprechend zu &ndern.

In enger Abstimmung mit den anderen Bundeslandern wird auch das bremische Lan-
despflegegeldgesetz um die EU-rechtlichen Regelungen erweitert.

Die Einhaltung der EU-rechtlichen Vorgaben wird seit 2010 mit einer Verwaltungsanweisung
zum Landespflegegeldgesetz sichergestellt. Antrége von im Land Bremen beschéftigten
Personen mit Wohnsitz in einem anderen EU-Mitgliedstaat, die in diesem Rahmen auch oh-
ne gewohnlichen Aufenthalt im Land Bremen einen Anspruch auf Landespflegegeld haben
koénnten, lagen und liegen nicht vor. Es ist davon auszugehen, dass es sich auch kinftig um
sehr wenige Falle handeln wird.

Das Landespflegegeldgesetz wird mit Artikel 1 des anliegenden Gesetzentwurfs geandert
(Anlage 3).

2. Aufhebung der Verordnung Uber die Regelséatze in der Sozialhilfe

Die Verordnung Uber die Regelsatze in der Sozialhilfe vom 16. Juni 2009 (Brem.GBI. S. 202-
-2161-a-4) wird mit Artikel 2 des anliegenden Gesetzentwurfes riickwirkend zum 01. Januar
2011 aufgehoben (Anlage 3).

Der Senator fir Justiz und Verfassung hat vorgeschlagen, eine Aufhebung der bisherigen
Regelsatzverordnung im Rahmen eines Gesetzes vorzunehmen, da Bremen keine eigene
Neufestsetzung der Regelséatze nach § 29 SGB XII plant und somit eine Aufhebung im
Rahmen einer neuen Verordnung nicht in Frage kommt. Auf eine reine Aufhebungsverord-
nung sollte verzichtet werden, da hierdurch eine neue Stammverordnung und damit eine
neue Rechtsvorschrift entstehen wiirde. Dem Grundsatz, so wenige Vorschriften wie moglich
zu erlassen, wirde damit widersprochen. Die Aufhebung der bremischen Verordnung ist ein
rein formaler Akt, sie ist seit 01.01.2011 bereits wirkungslos, da die Leistungen nach dem
héherrangigen Bundesrecht erbracht werden mussen.

C. Alternativen

Keine.

Bei Nichtabadnderung der Landesblinden- und Landespflegegeldgesetze in Bezug auf die
EU-Verordnung (EG) 883/2004 droht die Festsetzung eines Zwangsgeldes durch die zu-
standige EU-Kommission.

D. Finanzielle / Personalwirtschaftliche Auswirkungen / Gender-Prifung
1. Anderung des Landespflegegeldgesetzes

Das Pflegegeld betragt seit 01.07.2011 monatlich 361,64 Euro und wird zum 01.07.2012
entsprechend der geplanten Rentenwerterh6hung angepasst. Die inhaltlichen Anderungen
im Landespflegegeldgesetz wirken sich nach fachlicher Einschatzung finanziell nur in sehr
geringem Mal3e auf einzelne Fallkonstellationen aus. Sie kénnen daher nicht naher beziffert
werden. Die Gesamtausgaben zum Landespflegegeldgesetz in den Jahren 2009 bis 2011
sind der Anlage 1 zu entnehmen.

Die geplanten Anderungen im Landespflegegeldgesetz betreffen Frauen und Manner glei-
chermalRRen. Der Anteil von Frauen und Mannern an der Zahl der Personen ergibt sich aus
der Anlage 1.



Personalwirtschaftliche Auswirkungen ergeben sich aus den geplanten Anderungen nicht.

2. Aufhebung der Verordnung uber die Regelsatze in der Sozialhilfe

Mit dem Gesetz zur Ermittlung von Regelbedarfen und zur Anderung des Zweiten und Zwolf-
ten Buches Sozialgesetzbuch vom 24.03.2011 wurde unter anderem die Festsetzung der
Regelsatze der Sozialhilfe neu geregelt. Die Verordnung Uber die Regelséatze in der Sozial-
hilfe ist dadurch ab dem 01.01.2011 wirkungslos.

Finanzielle und personalwirtschaftliche Auswirkungen ergeben sich durch die Aufhebung der
Regelsatzverordnung daher nicht.

E. Beteiligung / Abstimmung

Der Gesetzentwurf ist mit der Senatorin flr Finanzen und mit der Senatskanzlei abgestimmt.
Der Senator fir Justiz und Verfassung hat den vorgelegten Gesetzentwurf rechtsférmlich
geprift und keine Bedenken erhoben.

Der Gesetzentwurf ist mit dem Magistrat der Stadt Bremerhaven abgestimmt.

Die Deputation fiir Soziales, Kinder und Jugend hat den Gesetzentwurf am 31.05.2012 zu-
stimmend zur Kenntnis genommen.

Der Gesetzentwurf ist mit der Landesbeauftragten fur Frauen und mit dem Landesbehinder-
tenbeauftragten abgestimmt.

Die Landesbehindertenverbande wurden tber die beabsichtigten Anderungen im Landes-
pflegegeldgesetz informiert.

F. Offentlichkeitsarbeit / Veroffentlichung nach dem Informationsfreiheitsgesetz
1. Anderung des Landespflegegeldgesetzes

Einer Veroffentlichung tiber das zentrale elektronische Informationsregister steht nichts ent-
gegen. Die Leistungsberechtigten werden tber die Anderungen des Landespflegegeldgeset-
zes informiert.

2. Aufhebung der Verordnung uber die Regelsatze in der Sozialhilfe

Einer Veroéffentlichung Gber das zentrale elektronische Informationsregister steht nichts ent-
gegen.



G.

Beschlussvorschlag

Der Senat beschlief3t entsprechend der Vorlage der Senatorin fir Soziales, Kinder, Jugend
und Frauen vom XX.XX.XXXX den Entwurf des Gesetzes zur Anderung des Landespflege-
geldgesetzes und zur Aufhebung der Verordnung Uber die Regelsatze in der Sozialhilfe so-
wie die Mitteilung des Senats (Anlage 1) und deren Weiterleitung an die Bremische Birger-
schaft (Landtag) mit der Bitte um Beschlussfassung.

Anlagen:

1. Ubersicht tiber die Entwicklung der Zahl der Leistungsberechtigten und Ausgaben im
Bereich des Landespflegegeldgesetzes 2009 bis 2011

2. Landervergleich zur H6he des Blindengeldes und anderer Ausgleichsleistungen

3. Gesetzentwurf zur Anderung des Landespflegegesetzes und zur Aufhebung der Ver-
ordnung uber die Regelsétze in der Sozialhilfe

4. Synopse zur Anderung des Landespflegegeldgesetzes

5. Entwurf einer Mitteilung des Senats an die Bremische Birgerschaft (Landtag)



	Vorlage für die Sitzung des Senats am 
	A. Problem
	B. Lösung
	C. Alternativen
	D. Finanzielle / Personalwirtschaftliche Auswirkungen / Gender-Prüfung
	E. Beteiligung / Abstimmung
	F. Öffentlichkeitsarbeit / Veröffentlichung nach dem Informationsfreiheitsgesetz


